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Ausgewählte gesetzliche Vorschriften (BGB, SGB VIII, FamFG) 

§ 1773 BGB – Voraussetzungen der Vormundschaft; Bestellung des Vormunds 
(1) Das Familiengericht hat die Vormundschaft für einen Minderjährigen anzuordnen und ihm einen 
Vormund zu bestellen, wenn 

 1. er nicht unter elterlicher Sorge steht, 

 2. seine Eltern nicht berechtigt sind, ihn in den seine Person und sein Vermögen betreffenden 
Angelegenheiten zu vertreten, oder 

 3. sein Familienstand nicht zu ermitteln ist. 

(2) Ist anzunehmen, dass ein Kind mit seiner Geburt einen Vormund benötigt, so kann schon vor der 
Geburt des Kindes eine Vormundschaft angeordnet und ein Vormund bestellt werden. Die Bestellung 
wird mit der Geburt des Kindes wirksam. 

§ 1774 BGB – Vormund 

(1) Zum Vormund kann bestellt werden: 

 1. eine natürliche Person, die die Vormundschaft ehrenamtlich führt, 

 2. eine natürliche Person, die die Vormundschaft beruflich selbständig führt (Berufsvormund), 

 3. ein Mitarbeiter eines vom überörtlichen Träger der Jugendhilfe anerkannten Vormund-
schaftsvereins, wenn der Mitarbeiter dort ausschließlich oder teilweise als Vormund tätig 
ist (Vereinsvormund), oder 

 4. das Jugendamt. 

(2) Zum vorläufigen Vormund kann bestellt werden: 

 1. ein vom überörtlichen Träger der Jugendhilfe anerkannter Vormundschaftsverein, 

 2. das Jugendamt. 

§ 1776 BGB – Zusätzlicher Pfleger 

(1) Das Familiengericht kann bei Bestellung eines ehrenamtlichen Vormunds mit dessen Einverständnis 
einzelne Sorgeangelegenheiten oder eine bestimmte Art von Sorgeangelegenheiten auf einen Pfleger 
übertragen, wenn die Übertragung dieser Angelegenheiten dem Wohl des Mündels dient. Die Über-
tragung ist auch nachträglich möglich, wenn der Vormund zustimmt. 

(2) Die Übertragung ist ganz oder teilweise aufzuheben, 

 1. wenn sie dem Wohl des Mündels widerspricht, 

 2. auf Antrag des Vormunds oder des Pflegers, wenn der jeweils andere Teil zustimmt und die 
Aufhebung dem Wohl des Mündels nicht widerspricht, oder 

 3. auf Antrag des Mündels, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, wenn Vormund und Pfleger 
der Aufhebung zustimmen. 

Die Zustimmung gemäß Satz 1 Nummer 2 und 3 ist entbehrlich, wenn ein wichtiger Grund für die 
Aufhebung vorliegt. 

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften über die Pflegschaft für Minderjährige entsprechend. Neben 
einem Pfleger nach § 1809 oder § 1777 kann ein Pfleger nach Absatz 1 nicht bestellt werden. 
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§ 1777 BGB – Übertragung von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson als Pfleger 

(1) Das Familiengericht überträgt auf Antrag des Vormunds oder der Pflegeperson einzelne Sorgeange-
legenheiten oder eine bestimmte Art von Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson als Pfleger, wenn 

 1. der Mündel seit längerer Zeit bei der Pflegeperson lebt oder bereits bei Begründung des 
Pflegeverhältnisses eine persönliche Bindung zwischen dem Mündel und der Pflegeperson 
besteht, 

 2. die Pflegeperson oder der Vormund dem Antrag des jeweils anderen auf Übertragung zu-
stimmt und 

 3. die Übertragung dem Wohl des Mündels dient. 

Ein entgegenstehender Wille des Mündels ist zu berücksichtigen. 

(2) Sorgeangelegenheiten, deren Regelung für den Mündel von erheblicher Bedeutung ist, werden der 
Pflegeperson nur zur gemeinsamen Wahrnehmung mit dem Vormund übertragen. 

(3) Den Antrag auf Übertragung nach Absatz 1 Satz 1 kann auch der Mündel stellen, wenn er das 14. 
Lebensjahr vollendet hat. Für die Übertragung ist die Zustimmung des Vormunds und der Pflegeperson 
erforderlich. 

(4) § 1776 Absatz 2 gilt entsprechend. Im Übrigen gelten die Vorschriften über die Pflegschaft für Min-
derjährige entsprechend. Neben einem Pfleger nach § 1809 oder § 1776 kann die Pflegeperson nicht 
zum Pfleger bestellt werden. 

§ 1778 BGB – Auswahl des Vormunds durch das Familiengericht 

(1) Ist die Vormundschaft nicht einem nach § 1782 Benannten zu übertragen, hat das Familiengericht 
den Vormund auszuwählen, der am besten geeignet ist, für die Person und das Vermögen des Mündels 
zu sorgen. 

(2) Bei der Auswahl sind insbesondere zu berücksichtigen: 

 1. der Wille des Mündels, seine familiären Beziehungen, seine persönlichen Bindungen, sein 
religiöses Bekenntnis und sein kultureller Hintergrund, 

 2. der wirkliche oder mutmaßliche Wille der Eltern und 

 3. die Lebensumstände des Mündels. 

§ 1779 BGB – Eignung der Person; Vorrang des ehrenamtlichen Vormunds 

(1) Eine natürliche Person muss nach 

 1. ihren Kenntnissen und Erfahrungen, 

 2. ihren persönlichen Eigenschaften, 

 3. ihren persönlichen Verhältnissen und ihrer Vermögenslage sowie 

 4. ihrer Fähigkeit und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den anderen an der Erziehung des 
Mündels beteiligten Personen 

geeignet sein, die Vormundschaft so zu führen, wie es das Wohl des Mündels erfordert. 

(2) Eine natürliche Person, die geeignet und bereit ist, die Vormundschaft ehrenamtlich zu führen, hat 
gegenüber den in § 1774 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Vormündern Vorrang. Von ihrer Eignung 
ist auch dann auszugehen, wenn ein zusätzlicher Pfleger nach § 1776 bestellt wird. 
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§ 1788 BGB – Rechte des Mündels 

Der Mündel hat insbesondere das Recht auf 

 1. Förderung seiner Entwicklung und Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit, 

 2. Pflege und Erziehung unter Ausschluss von Gewalt, körperlichen Bestrafungen, seelischen 
Verletzungen und anderen entwürdigenden Maßnahmen, 

 3. persönlichen Kontakt mit dem Vormund, 

 4. Achtung seines Willens, seiner persönlichen Bindungen, seines religiösen Bekenntnisses und 
kulturellen Hintergrunds sowie 

 5. Beteiligung an ihn betreffenden Angelegenheiten, soweit es nach seinem Entwicklungsstand 
angezeigt ist. 

§ 1790 BGB – Amtsführung des Vormunds; Auskunftspflicht 

(1) Der Vormund ist unabhängig und hat die Vormundschaft im Interesse des Mündels zu dessen Wohl 
zu führen. 

(2) Der Vormund hat die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Mündels zu 
selbständigem und verantwortungsbewusstem Handeln zu berücksichtigen und zu fördern. Der Vor-
mund hat Angelegenheiten der Personen- und der Vermögenssorge mit dem Mündel zu besprechen 
und ihn an Entscheidungen zu beteiligen, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist; 
Einvernehmen ist anzustreben. Der Vormund soll bei seiner Amtsführung im Interesse des Mündels zu 
dessen Wohl die Beziehung des Mündels zu seinen Eltern einbeziehen. 

(3) Der Vormund ist zum persönlichen Kontakt mit dem Mündel verpflichtet und berechtigt. Er soll den 
Mündel in der Regel einmal im Monat in dessen üblicher Umgebung aufsuchen, es sei denn, im Einzel-
fall sind kürzere oder längere Besuchsabstände oder ein anderer Ort geboten. 

(4) Der Vormund hat bei berechtigtem Interesse nahestehenden Angehörigen oder sonstigen Ver-
trauenspersonen auf Verlangen Auskunft über die persönlichen Verhältnisse des Mündels zu erteilen, 
soweit dies dem Wohl des Mündels nicht widerspricht und dem Vormund zuzumuten ist. 

(5) Wird der gewöhnliche Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines anderen Jugendamts verlegt, 
so hat der Vormund dem Jugendamt des bisherigen gewöhnlichen Aufenthalts die Verlegung mitzu-
teilen. Satz 1 gilt nicht für den Vereinsvormund und den Vormundschaftsverein. 

§ 1792 BGB – Gemeinschaftliche Führung der Vormundschaft, Zusammenarbeit von 
Vormund und Pfleger 

(1) Ehegatten führen die ihnen übertragene Vormundschaft gemeinschaftlich. 

(2) Vormünder und Pfleger sind zur gegenseitigen Information und Zusammenarbeit im Interesse des 
Mündels zu dessen Wohl verpflichtet. 

(3) Der nach § 1776 bestellte Pfleger hat bei seinen Entscheidungen die Auffassung des Vormunds 
einzubeziehen. 

(4) Der nach § 1777 bestellte Pfleger und der Vormund entscheiden in Angelegenheiten, für die ihnen 
die Sorge gemeinsam zusteht, in gegenseitigem Einvernehmen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 und 4 gilt § 1629 Absatz 1 Satz 2 und 4 entsprechend. 

§ 1796 BGB – Verhältnis zwischen Vormund und Pflegeperson 

(1) Der Vormund hat auf die Belange der Pflegeperson Rücksicht zu nehmen. Bei Entscheidungen der 
Personensorge soll er die Auffassung der Pflegeperson einbeziehen. 
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(2) Für das Zusammenwirken von Vormund und Pflegeperson gilt § 1792 Absatz 2 entsprechend. 

(3) Der Pflegeperson steht eine Person gleich, die 

 1. den Mündel 

  a) in einer Einrichtung über Tag und Nacht oder 

  b) in sonstigen Wohnformen 

  betreut und erzieht oder 

 2. die intensive sozialpädagogische Betreuung des Mündels übernommen hat. 

§ 1802 BGB – Allgemeine Vorschriften [Beratung und Aufsicht durch das Familiengericht] 

(1) Das Familiengericht unterstützt den Vormund und berät ihn über seine Rechte und Pflichten bei 
der Wahrnehmung seiner Aufgaben. § 1861 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Das Familiengericht führt über die gesamte Tätigkeit des Vormunds die Aufsicht. Es hat dabei 
insbesondere auf die Einhaltung der Pflichten der Amtsführung des Vormunds unter Berücksichtigung 
der Rechte des Mündels sowie der Grundsätze und Pflichten des Vormunds in der Personen- und 
Vermögenssorge zu achten. § 1862 Absatz 3 und 4 sowie die §§ 1863 bis 1867, 1666, 1666a und 1696 
gelten entsprechend. Das Familiengericht kann dem Vormund aufgeben, eine Versicherung gegen 
Schäden, die er dem Mündel zufügen kann, einzugehen. 

§ 1803 BGB – Persönliche Anhörung; Besprechung mit dem Mündel 

In geeigneten Fällen und soweit es nach dem Entwicklungsstand des Mündels angezeigt ist 

 1. hat das Familiengericht den Mündel persünlich anzuhören, wenn Anhaltspunkte bestehen, 
dass der Vormund pflichtwidrig die Rechte des Mündels nicht oder nicht in geeigneter Weise 
beachtet oder seinen Pflichten als Vormund in anderer Weise nicht nachkommt, 

 2. soll das Familiengericht den Anfangs- und Jahresbericht des Vormunds über die 
persönlichen Verhältnisse des Mündels, die Rechnungslegung des Vormunds, wenn der 
Umfang des zu verwaltenden Vermögens dies rechtfertigt, sowie wesentliche Änderungen 
der persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse des Mündels mit dem Mündel 
persönlich besprechen; der Vormund kann hinzugezogen werden. 

§ 1804 BGB – Entlassung des Vormunds 

(1) Das Familiengericht hat den Vormund zu entlassen, wenn 

 1. die Fortführung des Amtes durch ihn, insbesondere wegen Verletzung seiner Pflichten, das 
Interesse oder Wohl des Mündels gefährden würde, 

 2. er als Vormund gemäß § 1774 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 bestellt wurde und jetzt eine andere 
Person geeignet und bereit ist, die Vormundschaft ehrenamtlich zu führen, es sei denn, die 
Entlassung widerspricht dem Wohl des Mündels, 

 3. er als Vereinsvormund bestellt wurde und aus dem Arbeitsverhältnis mit dem Verein aus-
scheidet, 

 4. nach seiner Bestellung Umstände bekannt werden oder eintreten, die seiner Bestellung 
gemäß § 1784 entgegenstehen oder 

 5. ein sonstiger wichtiger Grund für die Entlassung vorliegt. 

(2) Das Familiengericht hat den Vormund außerdem zu entlassen, wenn 
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 1. nach dessen Bestellung Umstände eintreten, aufgrund derer ihm die Fortführung des Amtes 
nicht mehr zugemutet werden kann, und der Vormund seine Entlassung beantragt oder 

 2. er als Vereinsvormund bestellt wurde und der Verein seine Entlassung beantragt. 

(3) Das Familiengericht soll auf Antrag den bisherigen Vormund entlassen, wenn der Wechsel des 
Vormunds dem Wohl des Mündels dient. Ein entgegenstehender Wille des Mündels und der Vorrang 
des ehrenamtlichen Vormunds sind zu berücksichtigen. Den Antrag nach Satz 1 können stellen: 

 1. der Vormund, 

 2. derjenige, der sich im Interesse des Mündels als neuer Vormund anbietet, 

 3. der Mündel, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, sowie 

 4. jeder andere, der ein berechtigtes Interesse des Mündels geltend macht. 

§ 53 SGB VIII – Mitwirkung bei der Auswahl von Vormündern und Pflegern durch das 
Familiengericht 

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht Personen vorzuschlagen, die sich im Einzelfall zur 
Bestellung als Vormund eignen. 

(2) Das Jugendamt hat seinen Vorschlag zu begründen. Es hat dem Familiengericht darzulegen, 

 1. welche Maßnahmen es zur Ermittlung des für den Mündel am besten geeigneten Vormunds 
unternommen hat und 

 2. wenn es einen Vormund gemäß § 1774 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorschlägt, dass eine Person, die geeignet und bereit ist, die Vormundschaft 
ehrenamtlich zu führen, nicht gefunden werden konnte. 

(3) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 53a SGB VIII – Beratung und Unterstützung von Vormündern und Pflegern 

(1) Vormünder haben Anspruch auf regelmäßige und dem jeweiligen erzieherischen Bedarf des 
Mündels entsprechende Beratung und Unterstützung durch das Jugendamt. 

(2) Das Jugendamt hat darauf zu achten, dass die Vormünder für die Person der Mündel, insbesondere 
ihre Erziehung und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend darauf hinzuwirken, dass festgestellte Mängel 
im Einvernehmen mit dem Vormund behoben werden. 

(3) Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufiger Vormund oder ein Vereinsvormund als Vormund 
bestellt, so ist Absatz 2 nicht anzuwenden. 

(4) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

§ 57 SGB VIII – Mitteilungspflichten des Jugendamts 

(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht unverzüglich den Eintritt einer Vormundschaft sowie den 
Wegfall der Voraussetzungen der Vormundschaft mitzuteilen. 

(2) Das Jugendamt hat dem Familiengericht vor seiner Bestellung zum Vormund mitzuteilen, welchem 
seiner Bediensteten es die Aufgaben der Amtsvormundschaft übertragen wird. Wird das Jugendamt 
zum vorläufigen Vormund bestellt, so hat es dem Familiengericht alsbald, spätestens binnen zwei 
Wochen nach seiner Bestellung mitzuteilen, welchem Bediensteten die Aufgaben des vorläufigen 
Vormunds übertragen worden sind. 

(3) Das Jugendamt hat dem Familiengericht über das persönliche Ergehen und die Entwicklung eines 
Mündels Auskunft zu erteilen. Soweit eine Behebung der Mängel in der Personensorge trotz Beratung 
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und Unterstützung nach § 53a Absatz 2 nicht erfolgt, hat es dies dem Familiengericht mitzuteilen. 
Erlangt das Jugendamt Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens eines Mündels, so hat es dies 
dem Familiengericht mitzuteilen. Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufiger Vormund oder ein 
Vereinsvormund als Vormund bestellt, so sind die Sätze 1 bis 3 nicht anzuwenden. 

(4) Das Jugendamt hat in der Regel jährlich zu prüfen, ob im Interesse des Kindes oder des Jugendlichen 
seine Entlassung als Vormund und die Bestellung einer natürlichen Person, die die Vormundschaft 
ehrenamtlich führt, angezeigt ist, und dies dem Familiengericht mitzuteilen. Dasselbe gilt, wenn dem 
Jugendamt sonst Umstände bekannt werden, aus denen sich ergibt, dass die Vormundschaft nunmehr 
ehrenamtlich geführt werden kann. 

(5) Das Jugendamt des bisherigen gewöhnlichen Aufenthalts des Mündels hat dem Jugendamt des 
neuen gewöhnlichen Aufenthalts eine Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts des Mündels in den 
Bezirk eines anderen Jugendamts mitzuteilen. Ist ein Vormundschaftsverein als vorläufiger Vormund 
oder ein Vereinsvormund als Vormund bestellt, so ist Satz 1 nicht anzuwenden. 

(6) Für die Pflegschaft für Minderjährige gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

§ 79 SGB VIII – Gesamtverantwortung, Grundausstattung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch die 
Gesamtverantwortung einschließlich der Planungsverantwortung. 

(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch 

 1. die erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen den ver-
schiedenen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend rechtzeitig und ausreichend zur 
Verfügung stehen; hierzu zählen insbesondere auch Pfleger, Vormünder und Pflegeper-
sonen; 

 2. die nach Nummer 1 vorgehaltenen Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen dem nach 
§ 80 Absatz 1 Nummer 2 ermittelten Bedarf entsprechend zusammenwirken und hierfür 
verbindliche Strukturen der Zusammenarbeit aufgebaut und weiterentwickelt werden; 

 3. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung nach Maßgabe von § 79a erfolgt. 

Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen angemessenen Anteil für die 
Jugendarbeit zu verwenden. 

(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für eine ausreichende Ausstattung der Jugendämter 
und der Landesjugendämter einschließlich der Möglichkeit der Nutzung digitaler Geräte zu sorgen; 
hierzu gehört auch eine dem Bedarf entsprechende Zahl von Fachkräften. Zur Planung und Bereit-
stellung einer bedarfsgerechten Personalausstattung ist ein Verfahren zur Personalbemessung zu 
nutzen. 

§ 168 FamFG – Auswahl des Vormunds 

(1) Hat das Gericht einen Vormund zu bestellen, so soll es bei der Auswahl auch nahestehende 
Familienangehörige sowie Personen des Vertrauens des betroffenen Kindes anhören, wenn dies ohne 
erhebliche Verzögerungen möglich ist. 

(2) Vor der Bestellung einer Person als ehrenamtlicher Vormund oder als Berufsvormund, hat das 
Gericht eine Auskunft nach § 41 des Bundeszentralregistergesetzes einzuholen. Das Gericht überprüft 
in angemessenen Zeitabständen, spätestens alle zwei Jahre nach der Bestellung, durch Einholung einer 
Auskunft, ob die Eignung des Vormunds fortbesteht. 

(3) Für ein Mündel, der das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist, gilt § 291 
entsprechend. 


